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Sehr geehrte Damen und Herren, 

als Preis für die umgehende Zustimmung des Bundesrats zum Zollkodex- 

Anpassungsgesetz hat die Bundesregierung Anfang des Jahres ein  

weiteres Steueränderungsgesetz auf den Weg gebracht, das Änderungs- 

wünsche des Bundesrats aufgreift. Doch der Bundesrat ruht nicht und 

hat zu diesem Gesetz nun eine lange Liste weiterer Änderungen vor- 

gelegt, die er ebenfalls umgesetzt sehen will. Wie immer finden 
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Gewerbesteuer 15. - - 

Grundsteuer 15. - - 

Schonfrist für Zahlungen 

zur Gewerbe-/Grundst. 
18. - - 
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AAUUFF  DDEENN  PPUUNNKKTT  

»Das Wort Gesetzgebungs-

verfahren zeigt die Problematik 

zutreffend: Verfahren.« 

Erhard Blanck 

 

»Nichts anderes ist so schwer 

und so weitgreifend mit Fehlern 

belastet wie Gesetze.« 

Michel de Montaigne 
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Bundesrat will weitere Gesetzesänderungen 

Der Bundesrat verlangt in seiner Stellungnahme zum inoffiziel-
len Jahressteuergesetz 2016 viele Ergänzungen und Korrektu-
ren zum bisherigen Gesetzesentwurf. 

Schon länger wird das Gesetz mit der unaussprechlichen Abkürzung 

GzUdPe-ZollkodexAnpG („Gesetz zur Umsetzung der Protokoller-

klärung zum Zollkodex-Anpasssungsgesetz“) als inoffizielles Jah-

ressteuergesetz 2016 gehandelt. Mit dieser langen Liste an Ergän-

zungen und Änderungen, die der Bundesrat in seiner Sitzung am 8. 

Mai 2015 für das Gesetz beschlossen hat, verdient es diese Einstu-

fung nun definitiv. 

Ob alle der vom Bundesrat gewünschten Änderungen tatsächlich in 

das endgültige Gesetz einfließen werden, das steht noch nicht fest. 

Fest steht aber, dass mit diesem Änderungskatalog der Beratungs-

bedarf zwischen Bundestag und Bundesrat für das Gesetz deutlich 

gestiegen ist und damit der Zeitplan nicht mehr zu halten ist, nach 

dem das Gesetz noch vor der parlamentarischen Sommerpause 

verabschiedet werden sollte. Hier ist ein Überblick über die weite-

ren Änderungen, die die Länder am Gesetz vornehmen wollen: 

 Kinderbetreuung: In mehreren Punkten will der Bundesrat die 

Steuerfreiheit von Arbeitgeberleistungen zur Kinderbetreuung 

modifizieren und teilweise nachbessern. Die beiden Steuerfrei-

stellungen für die kurzfristig erforderlich werdende Betreuung 

von Kindern unter 14 Jahren sowie für die generelle Betreuung 

von nicht schulpflichtigen Kindern sollen dazu zu einer neuen 

Regelung zusammengefasst werden. Von dieser Regelung wer-

den alle zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn er-

brachten Arbeitgeberleistungen für die Betreuung von Kindern 

unter 14 Jahren erfasst. Gleichzeitig wird die Steuerfreiheit auf 

die Beträge begrenzt, die 

auch als Sonderausgaben 

abziehbar wären, wenn der 

Arbeitnehmer selbst die 

Kinderbetreuung bezahlen 

würde. Die Beschränkung 

gilt allerdings nicht für die 

Unterbringung in einem Be-

triebskindergarten. 

 Sachbezüge: Die Länder wollen die alte Verwaltungsansicht ge-

setzlich festschreiben, nach der Gutscheine, die auf einen 

Geldbetrag lauten und Geldleistungen mit Verwendungsauflage 

als Arbeitslohn gelten und nicht unter die 44 Euro-Freigrenze 

für Sachbezüge fallen. Auch Beiträge zu einer Versicherung zu-

gunsten des Arbeitnehmers sollen von der Sachbezugsfreigrenze 

ausgeschlossen werden. Diese Änderungswünsche des Bundes-

rats sind nicht neu, das Bundesfinanzministerium hatte sie in 

seinem ursprünglichen Gesetzentwurf allerdings bewusst ausge-

lassen. Ob die Änderung tatsächlich noch in das Gesetz aufge-

nommen wird oder nicht ist daher noch nicht absehbar. 

 Verlustfeststellung: Nach dem Willen des Bundesrats soll ein 

Verlustfeststellungsbescheid, für den noch keine Feststellungs-

verjährung eingetreten ist, nicht mehr ergehen können, wenn 

für das Entstehungsjahr kein Einkommensteuerbescheid exis-

tiert und wegen einer Festsetzungsverjährung auch nicht mehr 

erlassen werden kann. Damit sollen Steuerzahler nicht mehr 

nach einer für sie günstigen Rechtsprechungsänderung noch ei-

nen Verlustfeststellungsbescheid beantragen können. 

KKUURRZZ  NNOOTTIIEERRTT  

Steueraufkommen steigt spürbar 

In ihrer Frühjahrssitzung haben die Steu-

erschätzer von Bund und Ländern den 

schon länger anhaltenden Trend immer 

stärker sprudelnder Steuerquellen bestä-

tigt. Allein für das laufende Jahr prognos-

tizieren sie 6,3 Milliarden Euro an zusätz-

lichen Steuereinnahmen. Davon entfallen 

2,2 Mrd. auf den Bund und 2,9 Mrd. auf 

die Länder. Die Kommunen können sich 

über Mehreinnahmen von 1,1 Mrd. Euro 

freuen. Gegenüber der letzten Schätzung 

vor sechs Monaten gehen die Schätzer für 

das nächste Jahr von 7,8 Mrd. Euro höhe-

ren Steuereinnahmen aus. Für die nächs-

ten drei Jahre haben sie ähnliche Werte 

ermittelt. Hauptgrund für die höheren 

Einnahmen sind gute Konjunkturaussich-

ten, von denen die Schätzer ausgehen. 

 

Steuerentlastungen angekündigt 

Angesichts der sprudelnden Steuerein-

nahmen kann sich der Bundesfinanzminis-

ter nicht mehr länger der Forderung nach 

einer Steuerentlastung erwehren. Er hat 

daher angekündigt, zum 1. Januar 2016 

das immer wieder diskutierte Thema der 

„kalten Progression“ anzugehen. Dazu soll 

der Steuertarif entsprechend der Inflati-

onsrate modifiziert und jeweils alle zwei 

Jahre erneut angepasst werden. Für die 

Steuerzahler fällt die Entlastung aller-

dings überschaubar aus – in der Regel wird 

die Steuerersparnis kaum über zwei bis 

fünf Euro pro Monat hinausgehen. Steigt 

die Inflationsrate wieder, kann aber auch 

die Entlastung höher ausfallen. Darüber 

hinaus haben die Spitzen der Regierungs-

koalition schon im April eine Erhöhung des 

Entlastungsbetrags für Alleinerziehende 

beschlossen. Dieser soll von 1.308 Euro 

um 600 Euro auf 1.908 Euro für das erste 

Kind angehoben werden. 

 

Übermittlung von Steuer-
erklärungen per Telefax 

Vor einigen Monaten hatte der Bundesfi-

nanzhof entschieden, dass eine Steuerer-

klärung per Telefax wirksam beim Finanz-

amt eingereicht werden kann, auch wenn 

für die Erklärung eine eigenhändige Un-

terschrift vorgeschrieben ist. Die Finanz-

verwaltung fügt sich nun diesem Urteil. 

Das Bundesfinanzministerium hat daher 

seine Verwaltungsanweisung aufgehoben, 

die die Telefaxabgabe nur für Erklärungen 

ohne Pflicht zur eigenhändigen Unter-

schrift zugelassen hat. 
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 Unterhalt: Als Voraussetzung für den Sonderausgabenabzug von 

Unterhaltszahlungen und Ausgleichszahlungen zur Vermeidung 

des Versorgungsausgleichs muss der Steuerzahler künftig die 

Steueridentifikationsnummer des Unterhaltsempfängers ange-

ben. Weigert sich der Empfänger, die Identnummer mitzuteilen, 

darf die Nummer beim zuständigen Finanzamt erfragt werden. 

 Krankheitskosten: Nicht zum ersten Mal möchten die Länder 

eine konkretere Nachweisregelung für die medizinische Not-

wendigkeit von Krankheitskosten durchsetzen. Das betrifft in 

erster Linie medizinische Maßnahmen, die ihrer Art nach nicht 

eindeutig nur der Heilung oder Linderung einer Krankheit die-

nen können (plastische 

Chirurgie, wissenschaft-

lich nicht anerkannte Be-

handlungsmethoden etc.). 

Hier soll wieder wie frü-

her ein vorheriges amts-

ärztliches Gutachten oder 

eine Bescheinigung des 

Medizinischen Dienstes 

vorgeschrieben werden. 

 Damnum/Disagio: Bisher kann ein marktübliches Disagio sofort 

in voller Höhe steuerlich berücksichtigt werden, während es 

andernfalls gleichmäßig über die Vertragslaufzeit zu verteilen 

ist. Wegen des dauerhaft niedrigen Zinsniveaus wird ein Disagio 

von den Banken allerdings nur noch dann vereinbart, wenn es 

vom Darlehensnehmer ausdrücklich zu Steuersparzwecken ver-

langt wird. Weil die Finanzverwaltung damit kaum noch die 

Marktüblichkeit eines Disagios feststellen kann, das von Steuer-

sparzwecken unbeeinflusst ist, sollen solche Zinsvorauszahlun-

gen künftig grundsätzlich über die Vertragslaufzeit verteilt ab-

gezogen werden. 

 Durchschnittssatz-Gewinnermittlung: Der Bundesrat möchte, 

dass die Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen künftig 

nicht erst dann wegfällt, wenn das Finanzamt den Land- oder 

Forstwirt auf den Wegfall einer der Voraussetzungen hingewie-

sen hat, sondern schon ab dem Eintritt der Voraussetzungen für 

eine Buchführungspflicht. Damit soll die Anwendbarkeit der 

Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen nicht mehr wie bis-

her um mehrere Jahre verlängert werden können. 

 Gewerbesteuerorganschaft: Nach einem Urteil des Bundesfi-

nanzhofs vom Dezember 2014 sind die Gewinnausschüttungen 

an eine Organgesellschaft im Rahmen des gewerbesteuerlichen 

Schachtelprivilegs in voller Höhe steuerfrei statt nur zu 95 %, 

wie es bei einer Beteiligung ohne Organschaft der Fall wäre.  

Der Bundesrat möchte hier eine Gesetzesänderung, die das Ur-

teil aushebelt und wieder eine gleichmäßige Besteuerung von 

Gewinnausschüttungen herstellt. 

 Gewerbesteuerzerlegung: Die bisherige Sonderregelung für die 

Gewerbesteuerzerlegung von Betrieben, die Wind- oder Solar-

energieanlagen betreiben, hält der Bundesrat für ungeeignet, 

weil sie die Standortgemeinden nicht angemessen an der Ge-

werbesteuer beteiligt. Statt dem Anlagevermögen soll die in-

stallierte Leistung als Maßstab gelten. Außerdem soll die Rege-

lung auf Betriebe erweitert werden, die auch in geringem Um-

fang (max. 10 % der Gesamterträge) andere Tätigkeiten neben 

dem Betrieb von Wind- und Solaranlagen ausüben. 

Zeitanteiliger Ansatz der 
1 %-Regelung nicht möglich 

Die private Nutzung des Dienstwagens ist 

auch dann mit dem vollen Betrag anzu-

setzen, der sich nach der 1 %-Regelung 

ergibt, wenn der Dienstwagen dem Ar-

beitnehmer im jeweiligen Monat nur 

zeitweise zur Verfügung stand. Für das 

Finanzgericht Baden-Württemberg ergibt 

sich diese auch vom Finanzamt vertretene 

Ansicht eindeutig aus dem Gesetzeswort-

laut. Einzige Alternative ist die Führung 

eines Fahrtenbuchs, zu der aber nicht un-

terjährig gewechselt werden kann.  

 

1 %-Regelung gilt auch 
für Fahrschulfahrzeuge 

Im Streit zwischen einem Fahrlehrer und 

dem Finanzamt hat das Finanzgericht 

München entschieden, dass auch für Fahr-

schulfahrzeuge die 1 %-Regelung gilt. Das 

Argument des Fahrlehrers, er nutze für 

private Fahrten ein anderes Auto und un-

ternehme keine direkten Fahrten zwi-

schen Wohnung und Fahrschule ließ das 

Gericht nicht gelten. Nur bei Fahrzeugen, 

deren private Nutzung nach der allgemei-

nen Lebensanschauung völlig unüblich ist, 

scheide eine Anwendung der 1 %-Regelung 

aus. Zu dieser Kategorie zählten Fahr-

schulfahrzeuge aber nicht. 

 

Zurechnung eines geleasten 
Pkw beim Arbeitnehmer 

Wenn der Arbeitnehmer wie ein wirt-

schaftlicher Eigentümer oder Leasing-

nehmer über seinen Dienstwagen verfü-

gen kann, liegt keine Dienstwagenüberlas-

sung vor, für die die 1 %-Regelung oder 

die Fahrtenbuchmethode anzuwenden 

wäre. Stattdessen ist der geldwerte Vor-

teil nach den allgemeinen steuerlichen 

Grundsätzen zu bewerten wie sie auch für 

die Erfassung von Rabatten gelten. Einen 

solchen Fall sieht der Bundesfinanzhof 

beispielsweise, wenn der Arbeitgeber 

Leasingnehmer ist und den Dienstwagen 

seinem Arbeitnehmer im Rahmen eines 

Unterleasingverhältnisses überlässt.  

 
Anrechnung spanischer Quellen-
steuer auf die Abgeltungsteuer 

Spanien hat die Sonderregelung zur voll-

ständigen Erstattung von Quellensteuer 

zum 1. Januar 2015 aufgehoben. Ab die-

sem Zeitpunkt kann daher die auf spani-

sche Dividenden entfallende Quellensteu-

er auf die deutsche Abgeltungsteuer an-

gerechnet werden.  
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 Reihengeschäfte: Um nach den jüngsten Urteilen des Bundesfi-

nanzhofs (siehe „Zuordnung der Warenbewegung bei einem Rei-

hengeschäft“) bei Reihengeschäften wieder eine rechtssichere 

und praktikable Zuordnungsregelung für die Warenbewegung zu 

schaffen, möchte der Bundesrat eine gesetzliche Klarstellung, 

hat aber noch keinen konkreten Vorschlag präsentiert. 

 Unrichtiger Steuerausweis: Die bisherige Regelung zur Umsatz-

steuerentstehung bei unrichtigem Steuerausweis hält der Bun-

desfinanzhof für nicht mit EU-Recht vereinbar. Daher soll künf-

tig allein der Zeitpunkt der Ausgabe der Rechnung für die Steu-

erentstehung maßgeblich sein.  

 Bauleistungen: Der Bundesrat bittet um eine Klarstellung bei 

der Steuerschuldnerschaft von Bauleistungen, die es ermöglicht, 

den bisherigen Umfang der Steuerschuldverlagerung bei bau-

werksbezogenen Leistungen in Bezug auf Betriebsvorrichtungen 

weitestgehend beizubehalten, soweit die Betriebsvorrichtung 

ein Grundstücksbestandteil 

ist. Auch hier ist ein Urteil 

des Bundesfinanzhofs Auslö-

ser des Änderungswunsches, 

das in vielen Fällen zum 

Ausschluss der Umkehr der 

Steuerschuldnerschaft oder 

zu Abgrenzungsschwierigkei-

ten führen würde. 

 Metallhandel: Erneut gibt es Probleme mit der Umkehr der 

Steuerschuldnerschaft im Metallhandel. Die erste Korrektur mit 

dem Zollkodex-Anpassungsgesetz wurde erforderlich, weil nach 

der ursprünglichen Regelung schon der Kauf einer Rolle Alufolie 

für die Betriebsküche die Umkehr der Steuerschuldnerschaft 

ausgelöst hätte. Die neue Regelung, die erst ab einem Betrag 

von 5.000 Euro eine Umkehr der Steuerschuldnerschaft vorsieht, 

lässt sich aber in der Praxis ebenfalls kaum handhaben, weil 

viele IT-Systeme keine preisabhängige Umsatzsteuerhandhabung 

zulassen. Die Regelung soll daher nun so geändert werden, dass 

der Lieferant unterhalb von 5.000 Euro selbst entscheiden kann, 

ob er die Umkehr der Steuerschuldnerschaft anwendet. 

 Lieferungen an Behörden: Schon bisher sieht der Umsatzsteu-

er-Anwendungserlass vor, dass bestimmte Lieferungen an juris-

tische Personen des öffentlichen Rechts von der Umkehr der 

Steuerschuldnerschaft ausgenommen sind. Diese Regelung soll 

auf Metalllieferungen sowie Lieferungen von Handys und Tablet-

Computern ausgedehnt und im Gesetz verankert werden. 

 Spediteursbescheinigung: Für Ausfuhrlieferungen und inner-

gemeinschaftliche Lieferungen soll künftig einheitlich der 

Frachtführer in der Spediteursbescheinigung angegeben werden. 

Bei Ausfuhrlieferungen wird aktuell noch nach dem Aussteller 

(Spediteur) gefragt, der aber nicht zwingend mit dem Fracht-

führer identisch sein muss. 

 Sondervorauszahlung: Führt die Anrechnung der Umsatzsteuer-

Sondervorauszahlung in der jeweils letzten Voranmeldung des  

Jahres zu einem Überschuss, wird dieser nach der bisherigen 

Verwaltungspraxis an den Unternehmer erstattet. Diese Verfah-

rensweise soll gesetzlich verankert werden, nachdem der Bun-

desfinanzhof entschieden hatte, dass die Erstattung eines Gut-

habens erst nach der Verrechnung in der Umsatzsteuerjahreser-

klärung möglich ist. 

Zuordnung der Warenbewegung 
bei einem Reihengeschäft 

Wenn mehrere Unternehmer über densel-

ben Gegenstand Geschäfte abschließen 

und der Gegenstand unmittelbar vom ers-

ten Unternehmer an den letzten Abneh-

mer gelangt, spielt die Frage, welcher 

Lieferung die Warenbewegung zuzuordnen 

ist, insbesondere beim grenzüberschrei-

tenden Handel eine entscheidende Rolle, 

da nur für diese Lieferung eine Steuerbe-

freiung als innergemeinschaftliche Liefe-

rung oder als Ausfuhrlieferung in Betracht 

kommt. Der Bundesfinanzhof hat sich die-

ser Frage in zwei Urteilen angenommen 

und entschieden, dass es für die Zuord-

nung auf die Umstände des Einzelfalls an-

kommt. Entscheidend ist insbesondere die 

Bestimmung des Zeitpunkts, zu dem der 

letzte Abnehmer die Verfügungsmacht 

über den Liefergegenstand erhält. Um in 

der Praxis wieder Rechtssicherheit zu 

schaffen, wollen die Länder eine eindeu-

tige gesetzliche Klarstellung für Reihen-

geschäfte anstreben. 

 

Arbeitszimmer eines 
Handelsvertreters 

Auch ein Handelsvertreter im Außendienst 

kann den Mittelpunkt seiner beruflichen 

Tätigkeit im eigenen Arbeitszimmer ha-

ben. Zwar kommt es auf die Umstände 

des Einzelfalls an, aber das Finanzgericht 

Münster hat dem Kläger den unbeschränk-

ten Abzug der Ausgaben für sein Arbeits-

zimmer zugestanden, weil er keine klassi-

sche Außendiensttätigkeit ausübte, bei 

der lediglich vor- und nachbereitende Tä-

tigkeiten im Arbeitszimmer stattfinden. 

Obwohl er rund die Hälfte seiner Arbeits-

zeit mit Kundenbesuchen zubrachte, wur-

de die Kundenbetreuung primär vom Ar-

beitszimmer aus erledigt.  

 

Umsatzsteuer-Voranmeldungen 
von Vorratsgesellschaften 

Mit dem Zollkodex-Anpassungsgesetz ist 

eine neue Verpflichtung für Vorratsgesell-

schaften und Firmenmäntel ins Umsatz-

steuergesetz aufgenommen worden, die 

das Bundesfinanzministerium jetzt kon-

kretisiert hat. Ab Januar 2015 werden 

diese Gesellschaften bei der Umsatzsteu-

er-Voranmeldung wie Neugründungen be-

handelt und müssen die Voranmeldung für 

zunächst zwei Jahre zwingend monatlich 

abgeben. Bei Vorratsgesellschaften gilt 

dies ab dem Zeitpunkt der tatsächlichen 

Ausübung einer gewerblichen oder beruf-

lichen Tätigkeit, bei Firmenmänteln ab 

dem Zeitpunkt der Übernahme. 
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 Investmentsteuergesetz: Das Investmentsteuergesetz soll in 

einigen Punkten geändert werden, die der Bundesrat in erster 

Linie als Klarstellungen bezeichnet. So ist künftig statt der „In-

vestmentkommanditgesellschaft“ von einer „Personengesell-

schaft“ die Rede, um bestimmte Investmentfonds von der Kör-

perschaftsteuerpflicht auszunehmen. Außerdem wird nach der 

Änderung bei der Anrechnung ausländischer Steuern die bishe-

rige Berechnungsmethode für köperschaftsteuerpflichtige Anle-

ger festgeschrieben. 

Neben all diesen Änderungen weist der Bundesrat wieder einmal 

energisch auf die immer noch ausstehende Beratung des Steuer-

vereinfachungsgesetzes 2013 im Bundestag hin und drängt auf eine 

Umsetzung in Verbindung mit dem aktuellen Gesetz. Die darin 

vorgesehenen Änderungen hat die Bundesregierung aber überwie-

gend kritisch beurteilt, sodass völlig offen ist, ob und wann diese 

Punkte vom Bundestag aufgegriffen werden. 

Auch bei den oben beschriebenen Änderungswünschen des Bundes-

rats ist nicht sicher, welchen Wünschen der Bundestag letztlich 

entsprechen wird. Bei vielen Punkten ist der Änderungsbedarf of-

fensichtlich, und so wird es allenfalls Detailkorrekturen geben. 

Andere Wünsche dürften aber auf mehr Widerstand bei Bundesre-

gierung und Bundestag stoßen, beispielsweise was den Ausschluss 

von Geldbetrags-Gutscheinen als Sachbezug angeht.  

 

Besteuerung von Grundstücksgemeinschaften 

Einkünfte und Werbungskosten bei Grundstücksgemeinschaften 
sind nach festen Regeln auf die Eigentümer zu verteilen. 

Wie Einkünfte und Werbungskosten bei Grundstücksgemeinschaf-

ten auf die Eigentümer zu verteilen sind, erklärt die Oberfinanzdi-

rektion Frankfurt in einer aktualisierten Verwaltungsanweisung. 

Die Regeln sind vor allem bei der Vermietung unter nahen Angehö-

rigen zu beachten, damit das 

Finanzamt nicht einen steuer-

lichen Gestaltungsmissbrauch 

unterstellen kann. Wie immer 

gilt im Zweifelsfall, dass eine 

Vereinbarung einem Fremdver-

gleich standhalten muss. Fol-

gende Regeln müssen die Ei-

gentümer demnach beachten: 

 Einkünftezuordnung: Einnahmen sind den Miteigentümern 

grundsätzlich im Verhältnis ihrer Anteile zuzurechnen. Ausnah-

men sind nur möglich, wenn die Miteigentümer eine wirksame 

abweichende Vereinbarung getroffen haben, für die wirtschaft-

lich vernünftige, grundstücksbezogene Gründe vorliegen. 

 Werbungskostenverteilung: Aufwendungen, die zwar durch die 

Beteiligung veranlasst, aber aus eigenem originären Interesse 

von einem Eigentümer allein getragen werden, sind als Sonder-

werbungskosten allein dem betreffenden Miteigentümer zuzu-

rechnen. Das betrifft zum Beispiel Finanzierungskosten für den 

Erwerb der Beteiligung. Andere Aufwendungen, die Verbind-

lichkeiten der Gemeinschaft insgesamt betreffen, sind in die 

Einkünfteermittlung der Gemeinschaft einzubeziehen und ent-

sprechend dem Miteigentumsanteil sämtlichen Miteigentümern 

zuzurechnen, auch wenn sie von einem Miteigentümer aus Ei-

genmitteln beglichen wurden. Die Eigentümer können vorab ei-

Wein während einer Besprechung 
als Bewirtungsaufwand 

Während einer Besprechung Kaffee, Tee 

oder Gebäck zu reichen gehört zum guten 

Ton, und die Ausgaben dafür sind in vol-

lem Umfang Betriebsausgaben. Im Gegen-

satz zu alkoholfreien Getränken hält das 

Finanzgericht Münster Wein nicht für eine 

übliche Aufmerksamkeit. Die Ausgaben 

für den Einkauf könnten als Bewirtungs-

kosten geltend gemacht werden, aber der 

Betriebsausgabenabzug setzt in diesem 

Fall voraus, dass die Formvorschriften für 

Bewirtungskosten eingehalten werden. 

Dazu müssen auch bei einer Besprechung 

im eigenen Konferenzraum Ort, Tag, Teil-

nehmer und Anlass der Bewirtung sowie 

die jeweilige Höhe der Aufwendungen do-

kumentiert werden. Auf den Wert des 

Weins kommt es nach Ansicht des Finanz-

gerichts nicht an. 

 

Nichtunternehmer in einer 
Umsatzsteuerorganschaft 

In einer Klage der EU-Kommission gegen 

Irland hatte der Europäische Gerichtshof 

vor zwei Jahren entschieden, dass ein EU-

Staat eine Umsatzsteuerorganschaft mit 

einem Nichtunternehmer zulassen kann, 

ohne gegen EU-Recht zu verstoßen. Nach 

deutschem Recht ist das allerdings nicht 

möglich, was das Saarländische Finanzge-

richt für korrekt hält. Das Urteil des Eu-

ropäischen Gerichtshofs legt das Gericht 

so aus, dass es zwar die Option schafft, 

Nichtunternehmer in einer Organschaft 

zuzulassen, aber dass sich daraus keine 

Verpflichtung für die Mitgliedsstaaten ab-

lesen lässt, dies auch zu tun. Das deut-

sche Verbot von Nichtunternehmern in ei-

ner Umsatzsteuerorganschaft sei eine zu-

lässige Maßnahme zur Vermeidung von 

Steuerhinterziehung und –umgehung. 

 

Unterbringung von Bürgerkriegs-
flüchtlingen und Asylbewerbern 

Angesichts der steigenden Zahl an Bürger-

kriegsflüchtlingen und Asylbewerbern 

mietet die öffentliche Hand vermehrt Un-

terkünfte an oder schaltet Privatunter-

nehmen in die Beherbergung der Asylbe-

werber ein. Das Bayerische Landesamt für 

Steuern hat sich nun ausführlich zu den 

verschiedenen Sachverhaltsgestaltungen 

und deren umsatzsteuerrechtlicher Be-

handlung geäußert. Danach sind neben 

dem Vertragsinhalt auch außervertragli-

che Umstände entscheidend. Die Bezeich-

nung der Verträge als Miet-, Beherber-

gungs-, Belegungs- oder Rahmenverträge 

ist regelmäßig nicht ausschlaggebend. 
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ne abweichende Aufteilung vereinbaren, aber mit denselben 

Einschränkungen wie bei der Einkünftezuordnung. 

 Eigennutzung: Werden Räumlichkeiten von einem Miteigentü-

mer oder dessen Ehegatten entgeltlich genutzt, dann wird das 

Mietverhältnis steuerlich nicht anerkannt, soweit die überlasse-

ne Fläche seinem Miteigentumsanteil entspricht. Nur wenn die 

überlassene Fläche den Miteigentumsanteil übersteigt, ist eine 

anteilige Anerkennung möglich. Erfolgt die Überlassung unent-

geltlich und liegt über dem Miteigentumsanteil, kann dies zu 

einem anteiligen Ausschluss des Werbungskostenabzugs führen. 

 Fremdvermietung neben Eigennutzung: Bei einer Fremdver-

mietung ist zu prüfen, wer die entsprechenden Einkünfte er-

zielt. Vermieten die Miteigentümer die Immobilie gemeinsam, 

haben sie auch gemeinschaftliche Einkünfte. Schließt dagegen 

nur ein Miteigentümer den Mietvertrag über eine Wohnung ab, 

erzielt auch nur er allein die Einkünfte aus dem Mietverhältnis. 

Erfolgt neben einer gemeinschaftlichen Fremdvermietung auch 

eine Eigennutzung durch einzelne Miteigentümer, ist die 

Fremdvermietung trotzdem anteilig allen Miteigentümern zuzu-

rechnen, unabhängig davon, ob und in welchem Umfang Mitei-

gentümer andere Wohnungen selbst nutzen.  

Die Vorgaben der Finanzverwaltung sind nicht übermäßig umfang-

reich, aber bei verzwickten Fallgestaltungen kann es trotzdem 

schnell zu Unklarheiten kommen. Die Oberfinanzdirektion hat die 

Vorgaben daher um zahlreiche Beispiele ergänzt, die die prakti-

sche Anwendung in den unterschiedlichsten Fällen illustrieren.  

 

Falls diese Informationen Ihr Interesse gefunden haben und Sie 

noch Fragen oder Interesse an einer Beratung haben, stehen wir 

Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren Sie dann einen Ter-

min oder wenden Sie sich per Fax an uns. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Kaufoption aus einem Pkw-
Leasingvertrag als Wirtschaftsgut 

Wenn der Leasinggeber dem Leasingneh-

mer die Möglichkeit einräumt, den Pkw 

bei Vertragsablauf zu einem weit unter 

dem Verkehrswert liegenden Preis entwe-

der selbst anzukaufen oder einen Dritten 

als Käufer zu benennen, sieht der Bundes-

finanzhof darin ein entnahmefähiges be-

triebliches Wirtschaftsgut, sofern die Lea-

singraten zuvor als Betriebsausgaben ab-

gezogen worden sind. Entsprechend führt 

die private Nutzung der Kaufoption auch 

zu einer steuerpflichtigen Entnahme.  

 

Inlandsbezug bei der Reinvesti-
tionsrücklage ist rechtswidrig 

Unternehmer können bei bestimmten 

Wirtschaftsgütern stille Reserven steuer-

frei von verkauften auf neu angeschaffte 

Wirtschaftsgüter übertragen und dazu vo-

rübergehend eine gewinnmindernde Rein-

vestitionsrücklage bilden. Voraussetzung 

ist, dass die angeschafften oder herge-

stellten Wirtschaftsgüter zum Anlagever-

mögen einer inländischen Betriebsstätte 

gehören. Diesen Inlandsbezug sieht der 

Europäische Gerichtshof als Verstoß gegen 

die Niederlassungsfreiheit an und hat da-

her der EU-Kommission in ihrer Klage ge-

gen Deutschland rechtgegeben. Eine Re-

investition ist somit auch im EU-Ausland 

möglich. 

 

 


